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 Deponie Tiefloch, Stadt Baden-Baden- Planfeststellungsverfahren Deponieerweite-

rung 

Anhörung Scoping-Verfahren 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Eigenbetrieb Umwelttechnik der Stadt Baden-Baden plant in Funktion als Depo-

niebetreiber zur Sicherstellung einer langfristigen Entsorgungssicherheit die Deponie 

Tiefloch zu erhöhen, um weiteres Deponievolumen zu schaffen. 

Die Einzelheiten – entsprechend dem Planungsstand – sind den für das Scoping-Ver-

fahren vorgelegten und dieser E-Mail beigefügten Unterlagen zu entnehmen. 

Diese werden auch auf der Internetseite des Regierungspräsidiums Karlsruhe unter 

folgendem Link eingestellt: 

https://rp.baden-wuerttemberg.de/rpk/Service/Bekanntmachung/Seiten/Bekanntma-
chungen-Bereich-Umwelt.aspx#STADTKREIS_BB 

Bei Bedarf können Sie die Scoping-Unterlagen per E-Mail (siehe unten) digital oder 

auch in Papierform bei uns anfordern. 

Für die vorgesehene Deponieerweiterung ist gemäß § 35 Abs. 2 Kreislaufwirtschafts-

gesetz (KrWG) und Anlage 1 Nr. 12.1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-

prüfung (UVPG) ein Planfeststellungsverfahren mit Umweltverträglichkeitsprüfung er-

forderlich. 

https://rp.baden-wuerttemberg.de/rpk/Service/Bekanntmachung/Seiten/Bekanntmachungen-Bereich-Umwelt.aspx#STADTKREIS_BB
https://rp.baden-wuerttemberg.de/rpk/Service/Bekanntmachung/Seiten/Bekanntmachungen-Bereich-Umwelt.aspx#STADTKREIS_BB
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Wird im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens eine Umweltverträglichkeitsprüfung 

durchgeführt, hat der Vorhabenträger der Planfeststellungsbehörde gemäß 

§ 16 UVPG einen Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen des Vorha-

bens (UVP-Bericht) vorzulegen. 

Um den Vorhabenträger frühzeitig – entsprechend des Planungsstandes – über In-

halt, Umfang und Detailtiefe der Angaben zu unterrichten, die er voraussichtlich in 

den UVP-Bericht aufnehmen muss (Untersuchungsrahmen), wird vorliegend ein Sco-

ping-Verfahren nach § 15 UVPG durchgeführt. Das Verfahren soll dem Vorhabenträ-

ger dabei helfen, den bestehenden Untersuchungsbedarf hinsichtlich der voraussicht-

lichen Umweltauswirkungen realistischer einschätzen zu können, um auf einer mög-

lichst sicheren – da abgestimmten – Grundlage die Zusammenstellung oder Vervoll-

ständigung des UVP-Berichts vornehmen zu können.  

Von der Durchführung einer öffentlichen Besprechung i. S. d. § 15 Abs. 3 UVPG 

(Scoping-Termin) wird angesichts der gegenwärtigen Verbreitung des Coronavirus 

(SARS-CoV-2) abgesehen. 

Daher werden die Behörden, deren umweltbezogener Aufgabenbereich durch das 

Vorhaben berührt wird, die vom Bund oder Land anerkannten Naturschutzvereinigun-

gen sowie sonstige Vereinigungen, die sich für den Umweltschutz einsetzen und nach 

den gesetzlichen Vorschriften zur Einlegung von Rechtsbehelfen in Umweltangele-

genheiten anerkannt sind, von der Planfeststellungsbehörde angeschrieben und um 

schriftliche Stellungnahme zu dem Scoping-Papier gebeten. In diesem Zusammen-

hang bitten wir insbesondere auch um Mitteilung, ob die vom Vorhabenträger vorge-

sehenen Methoden und das Untersuchungsgebiet zur Erfassung, Darstellung und Be-

wertung der Umweltauswirkungen zutreffend gewählt wurden und ob der vom Vorha-

benträger vorgeschlagene Umfang an beizubringenden Untersuchungen und Unterla-

gen – auch Sachverständigengutachten – genügt bzw. ob Unterlagen entfallen kön-

nen.  

Verfügen die zu beteiligenden Behörden über Informationen, die für die Erstellung 

des UVP-Berichts zweckdienlich sind, sollen sie diese Informationen dem Vorhaben-

träger zur Verfügung stellen (§ 15 Abs. 1 Satz 3 UVPG). Das Scoping-Verfahren hat 

zwar grundsätzlich nur die Ermittlung des Untersuchungsrahmens zum Inhalt. Gleich-

wohl bietet sich für den Vorhabenträger in diesem Zusammenhang die Gelegenheit, 

sich ein – über die umweltspezifischen Aspekte hinausgehendes – umfassenderes 

Bild über weitere Belange, die potenzielle Probleme oder Konflikte beinhalten können, 
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zu verschaffen und diese ggf. bei der weiteren Planung zu berücksichtigen. Dadurch 

besteht die Möglichkeit Verfahrensverzögerungen im späteren Planfeststellungsver-

fahren, bspw. durch erforderliche Umplanungen oder unvollständige Unterlagen, zu 

vermeiden. Daher kontaktieren wir bereits bei dieser Gelegenheit auch solche Stellen, 

deren Aufgabenbereiche zwar keine unmittelbaren umweltspezifischen Bezüge bein-

halten, deren Stellungnahmen oder Hinweise jedoch wertvolle Hilfestellung für den 

Vorhabenträger im Rahmen der weiteren Planung sein können.  

Wir bitten darum, der Planfeststellungbehörde (Referat 54.2) die Stellungnahmen o-

der Hinweise zu dem Vorhaben – gerne auch elektronisch an Industrierefe-

rate@rpk.bwl.de – bis spätestens 

 

zum 18. Januar 2021 

 

zukommen zu lassen. 

Falls wir keine schriftliche Stellungnahme von Ihnen erhalten, gehen wir davon aus, 

dass Ihnen der vom Vorhabenträger vorgeschlagene Untersuchungsrahmen für eine 

fachliche Beurteilung des Vorhabens im Planfeststellungsverfahren ausreichen wird. 

Stellungnahmen oder Hinweise, welche sich nicht auf die möglichen Umweltauswir-

kungen beziehen, werden wir unmittelbar an den Vorhabenträger zur weiteren Prü-

fung weiterleiten. In den von der Planfeststellungsbehörde für den Vorhabenträger 

festzulegenden Untersuchungsrahmen können diese nicht aufgenommen werden, da 

dieser nur die Angaben umfasst, welche voraussichtlich in den UVP-Bericht aufzu-

nehmen sind.  

  

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

gez. Sarah Leyda 
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